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139. Bekanntmachum der Satzuna über die Erhebum von Ekiträuen nach S 6 NKAG 
für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Rennau 

A u f p d  der $§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung 
vom 22.08.1996 (Nds.GVB1.S. 382) zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.03.1999 
(Nds.GVB1. S. 74) und $ 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in 
der Fassung vom 1 1.02.1992 (Nds.GVB 1. S. 30) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.07.1997 (Nds.GVB 1. S. 374) hat der Rat der Gemeinde Rennau in seiner Sitzung vom 
28. Mai 2002 folgende Satzung beschlossen: 

Beitragsfahige Maßnahmen 

(1) Zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung 
und Erneuerung ihrer öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Einrichtungen) 
erhebt die Gemeinde Rennau - sofern Erschließungsbeiträge nach den $9 127 ff BauGB 
nicht erhoben werden können - nach Maßgabe dieser Satzung Beiträge von den Grund- 
stückseigentümern, denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser öffentlichen Ein- 
richtungen besondere wirtschaftliche Vorteile bietet. 

(2) Zu den öffentlichen Einrichtungen gehören auch die aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege und die anderen Straßen im 
Außenbereich, die die Gemeinde für den öffentlichen Verkehr gewidmet hat ( 5  47 Nr. 3 
NStrG). 

(3) Die Gemeinde ermittelt den beitragsfahigen Aufwand jeweils für die einzelne Ausbau- 
maßnahme. Sie kann den Aufwand auch hiervon abweichend für bestimmte Teile einer 
Maßnahme (Aufwandsspaltung) oder für einen selbständig nutzbaren Abschnitt einer 
Maßnahme (Abschnittsbildung) gesondert ermitteln. 

'i 

(4) Inhalt und Umfang der beitragsfahigen Maßnahmen werden durch das Bauprogramm be- 
stimmt. Das Bauprogramm wird durch die Gemeinde formlos festgelegt. 

$ 2  

Umfang des beitragsfahigen Aufwandes 

Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten 

1. für den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der für die 
Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der öffentlichen Einrichtungen 
benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der von der Gemeinde hierfür aus ih- 
rem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung; 



2. für die Freilegung der Fläche ; 

3. für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn mit Unter- 
bau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen einschließlich der 
Anschlüsse an andere Straßen sowie Aufwendungen und Ersatzleistungen wegen Verän- 
derung des Straßenniveaus; 

4. für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von 

a) Randsteinen und Schrammborden, 

b) Rad- und Gehwegen, 

C) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 

d) niveaugleichen Mischflächen, 

e) Beleuchtungseinrichtungen, 

f) Rinnen und anderen Einrichtungen für die Oberflächenentwässening der öffentlichen 
Einrichtungen, 

g) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 

h) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und Grünanlagen, 
soweit sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtungen sind; 

5. für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von Wegen, Plätzen und 
Fußgängerzonen in entsprechender Anwendung von Nr. 3; 

6. der Fremdfinanzierung; 

7. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfahige Maßnahme bewirkten 
Eingriffs in Natur und Landschaft zu erbringen sind; 

8. der Beauflragung Dritter mit der Planung und Bauleitung. 

§ 3 

Ermittlung des beitragsfahigen Aufwandes 
', 

(1) Der beitragsfahige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 

(2) Der Aufwand für 

1. Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 

2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 

3. Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus, 

wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet. 



Anteil der Gemeinde am beitragsfahigen Aufwand 

(1) Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des sich für die Allgemeinheit aus der Inanspruchnah- 
me der öffentlichen Einrichtung ergebenden besonderen Vorteils von dem beitragsfähigen 
Aufwand den sich aus Abs. 2 ergebenden Anteil. Den übrigen Teil des beitragsfähigen 
Aufwandes tragen die Beitragspflichtigen und die Gemeinde, soweit sie Eigentümerin 
oder Erbbauberechtigte eines berücksichtigungsfahigen Grundstücks ist. 

(2) Der nir ~ b ~ e l t u n g  der Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung durch die Allge- 
meinheit auf die Gemeinde entfallende Anteil am beitragsfahigen Aufwand beträgt: 

1. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem 
Anliegerverkehr dienen, sowie bei verkehrsberuhigten 
Wohnstraßen 25 v.H., 

2. bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem innerörtlichen 
Verkehr 

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicher- 
heitsstreifen sowie Böschungen, Schutz- und 
Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen 

b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und 
Gehwege - auch als kombinierte Anlage sowie 
für Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen 
Einrichtung 

C) für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen 
und andere Einrichtungen der Oberflächenentwässerung 

d) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten 
und Bushaltestellen 

e) für niveaugleiche Mischflächen 

3. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem 
Durchgangsverkehr dienen, 

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und 
\ 
Sicherheitsstreifen sowie Böschungen, Schutz- und 
Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen 

b) für Randsteine und Schrammborde, für Rad- und 
Gehwege - auch als kombinierte Anlage - sowie für 
Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen Einrichtung 

C) für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen und 
andere Einrichtungen der Oberflächenentwässerung 

d) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten 
und Bushaltestellen 

4. bei Gemeindestraßen im Sinne von 5 47 Nr. 3 NStrG 

5. bei Fußgängerzonen 



(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, zunächst 
zur Deckung der Anteile der Gemeinde m verwenden. 

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sachlichen Beitragspflichten durch 
eine ergänzende Satzung von den Anteilen nach Abs. 2 abweichen, wenn wichtige Gründe 
für eine andere Vorteilsbemessung sprechen. 

§ 5 

Verteilung des umlagefahigen Ausbauaufwands 

(1) Der umlagefahige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen aus die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten öffentlichen Einrichtung oder eines 
bestimmten Abschnitts von ihr besteht (berücksichtigungsfähige Grundstücke). Die Ver- 
teilung des Aufwandes auf diese Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen, die 
sich für diese Grundstücke aus der Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksfläche 
mit dem nach den $$ 6 und 7 maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben. 

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstücks im bürger- 
lich-rechtlichen Sinn. Soweit Flächen berücksichtigungsfahiger Grundstücke baulich oder 
gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach $ 6. Für die 
übrigen Flächen - einschließlich der im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer 
Bebauungsplangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach 
$ 34 Abs. 4 BauGB - richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach $ 7. 

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, 

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der 
Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Ge- 
samtfläche des Grundstücks; 

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die 
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes; 

3. die im Bereich einer Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstücken, 
die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungsbe- 
reich; B 

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach $ 3 4  Abs. 4 BauGB besteht, 

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles ( 5  34 
BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich ($ 34 BauGB) und teilweise 
im Außenbereich ($ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der öffentlichen Ein- 
richtung und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m m ihr 
verläuft; bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Einrichtung angrenzen oder 
lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, 
die Fläche zwischen der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstücks- 
seite und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m m ihr verläuft 





d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von ei- 
nem Vollgeschoss je Nutningsebene, 

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die 
Zahl von einem Vollgeschoss, 

f )  für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die 
Zahl von zwei Vollgeschossen, 

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe 
der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der näheren 
Umgebung überwiegend festgesetzte undIoder tatsächlich vorhandene ($ 34 
BauGB) Berechnungswert nach lit. a- C); 

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) -g) oder die Höhe 
der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. C) über- 
schritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach 
der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach Nr. 1 lit. 
b) bzw. lit. C); 

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zu- 
sammenhang bebauten Ortsteiles liegen ($ 5 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie 

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandene 
Vollgeschosse. 

(3) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird vervielfacht 
mit 

1. 13 ,  wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden ($34 BauGB) oder 
durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes ($3,  $ 4  und $ 4  a BauNVO), 
Dorfgebietes ($5 BauNVO) oder Mischgebietes ($6 BauNVO) oder ohne ausdrückli- 
che Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend gewerb- 
lich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. 
Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt 
wird; 

2. 2,0, wenn das Grundstück inneihalb eines tatsächlich bestehenden (5 34 BauGB) oder 
durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes ($ 7 BauNVO), Gewerbegebietes 
($ 8 'BauNVO), Industriegebietes ($ 9 BauNVO) oder Sondergebietes ($ 1 1 BauNVO) 
liegt. 

§ 7 
Nutzungsfaktore für Grundstücke mit sonstiger Nutzung 

(1) Für die Flächen nach 5 5 Abs. 4 gelten als Nutzmgsfaktoren bei Grundstücken, die 

1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich oder 
gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z. B. Friedhöfe, Sport- 
und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteils so genutzt werden. 0,5, 



2. im Außenbereich (5 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in 
einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z. B. landwirtschaftliche 
Nutning), wenn 

a) sie ohne Bebauung sind, bei 

aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserfiächen 0,O 167, 

bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland 0,0333, 

cc) ' gewerblicher Nutzung (z. B. Bodenabbau pp.) 1,0, 
b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung 

vergleichbaren Weise genutzt werden (z. B. Friedhöfe, 
Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten, 
Campingplätze ohne Bebauung 0,5, 

C) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen 
oder landwirtschaftliche Nebengebäude (z. B. Feldscheunen) 
vorhanden sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch 
aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die 
Grundflächenzahl0,2 ergibt, 1,0, 
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere 
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche 
gilt lit. a), 

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung 
besteht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der 
Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die 
Grundflächenzahl0,2 ergibt 
mit Zuschlägen von je 0,25 
für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene 
Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. b), 

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, 
die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten 
geteilt durch die Grundflächenzahl0,2 ergibt, 1,5, 
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere 
tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche 
gilt lit. a), 

'i 

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung 
nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung 
erfassten Teilflächen 

aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder 
Gewerbebetrieben dienen, 
mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes 
weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss 

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung 
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes 
weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, 

für die Restfläche gilt lit. a). 

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach $ 6 Abs. 1. 



6 8  
Aufwandsspaltung 

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßenausbaubeitrag selbständig 
erhoben werden für 

1. die Kosten des Grunderwerbs der öffentlichen Einrichtung, 

2. die Kosten der Freilegung für die Durchführung der Baumaßnahme, 

3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn, 

4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Mopedwege oder eines 
von ihnen, 

5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Radwege oder eines von 
ihnen, 

6 .  die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Gehwege oder eines von 
ihnen, 

7. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung kombinierter Rad- und 
Gehwege oder eines von ihnen, 

8. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Oberfiächenentwässe- 
rung der öffentlichen Einrichtung, 

9. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Beleuchtungseinrichtun- 
gen der öffentlichen Einrichtung, 

10. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Parkflächen, 

1 1. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Grünanlagen. 

6 9 
Entstehung der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfahigen Maßnahme. 

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung der 
Teilmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Ausspruch der Aufivandsspaltung. 

(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten entsteht die Beitragspflicht 
mit der Beendigung der Abschnittsmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Abschnittsbil- 
dungsbeschluss. 

(4) Die in Abs. 1 - 3 genannten Maßnahmen sind erst dann beendet, wenn die technischen 
Arbeiten entsprechend dem von der Gemeinde aufgestellten Bauprogramm fertiggestellt 
sind und der Aufivand berechenbar ist. 



§ 10 
Vorausleistungen 

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, so- 
bald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit 
der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitrags- 
pflichtig ist. 

§ 11 
Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentü- 
mer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle 
des Eigentümer der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigenturn 
sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigen- 
tumsanteil beitragspflichtig. 

(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines Erbbau- 
rechts auf diesem und im Falle von Abs. 1 S. 3 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- und 
Teileigenturn. 

§ 12 
Beitragsbescheid 

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfallt, wird durch schriftlichen Be- 
scheid festgesetzt. 

§ 13 
Fälligkeit 

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden einen Monat nach 
der Bekanntgabe des Bescheides fallig. 2b 

§ 14 
Ablösung 

(1) In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch 
Vertrag vereinbart werden. 

(2) Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die Ausmaßnahme i.S. von (j 1 entste- 
hende Ausbauaufwand anhand von bereits vorliegenden Untemehmerrechnungen und im 
Übrigen nach dem Ausschreibungsergebnis sowie den Kosten für den Ausbau von 
Teileinrichtungen bei vergleichbaren öffentlichen Einrichtungen zu ermitteln und nach 
Maßgabe der $ $ 4  bis 7 auf die Grundstücke zu verteilen, von denen aus die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme der betreffenden öffentlichen Einrichtungen besteht. 



(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 

§ 15 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
vom 08.1 1.1990 außer Kraft. 

Rennau, den 

gez. Minkley 

Bürgermeister 

gez. Nitsche 

Gemeindedirektor 

AB1.-Nr. 27 vom 05.07.2002 
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140. Bekanntmachung der ' 

. 1 -  
t -- - V e r o r d n u n g  

über die Offnung der Verkaufsstellen in der Stadt Helmstedt am Sonntag, dem 08.09.2002, 
anläßlich des im Rahmen des Helmstedter Altstadtfestes stattfindenden Familientages 

Aufgrund des 3 14 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den Ladenschluß (LSchlG) vom 
28.1 1.1956 (BGBI. I, S. 875) in Verbindung mit der Ifd. Nr. 4.5 der Anlage 2 zur Verordnung 
über die Regelung von Zuständigkeiten im Gewerbe- und Arbeitsschutzrecht sowie in 
anderen Rechtsgebieten vom 25.09.2001 (Nds. GVBI. S. 615) - jeweils in der z. Z. gültigen 
Fassung - hat der Rat der Stadt Helmstedt in seiner Sitzung am 13.06.2002 folgende 
Verordnung erlassen: 

Anläßlich des im Rahmen des Helmstedter Altstadtfestes stattfindenden Familientages 
dürfen die Verkaufsstellen in der Stadt Helmstedt am 08.09.2002 in den festgesetzten 
Bereichen abweichend von 5 3 Abs. 1 Nr. 1 LSchlG von 12.00 Uhr bis 17.00 Uhr geöffnet 
sein. 

Der Geltungsbereich dieser Verordnung beschränkt sich auf den innerhalb der Straßenzüge 
Leuckartstraße, Goethestraße, Am Ludgerihof, Poststraße und Wilhelmstraße gelegenen 
lnnenstadtbereich sowie das Teilstück der Henkestraße von der Einmündung Gartenstraße 
bis zur Ampelkreuzung LeuckartstraßeNViIhelmstraße. 

Verkaufsstellen, die hiervon Gebrauch machen, müssen am unmittelbar vorhergehenden 
Samstag, dem 07.09.2002, ab 14.00 Uhr geschlossen sein (5 14 Abs. 1 Satz 2 LSchlG). 

Die Vorschriften des Niedersächsischen Gesetzes über die Feiertage, die Vorschrift des § 17 
des Gesetzes über den Ladenschluß, die Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes, des 
Manteltarifvertrages für die Arbeitnehmer im Einzelhandel, des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
und des Mutterschutzgesetzes sind zu beachten und einzuhalten. 

Ferner wird auf die Ordnungswidrigkeitentatbestände des 5 24 LSchlG sowie die 
Straftatbestände des 5 25 LSchlG hingewiesen. 

', 
§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis 
Helmstedt in Kraft und am 08.09.2002, 24.00 Uhr, außer Kraft. 

Helmstedt, 13.06.2002 

Stadt Helmstedt 

gez. Dr. Birker (L.S. gez. Heister-Neumann 

Stadtdirektorin Bürgermeister 
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BEKANNTMACHUNG 

zur Bauleitplanung der Gemeinde Lehre j  
hier:Satzung der Gemeinde Lehre über die Aufhebung des Bebauungsplanes 

,,Am alten Teiche/Teichtal" in der Ortschaft Lehre 

Der Rat der ~emeinde  Lehre hat die oben genannte Satzung in seiner öffentlichen Sitzung am 13.06.2002 
beschlossen. 

Der räumliche Geltungsbereich der Satzung sowie die Lage im Bereich der Ortschaft Lehre sind aus der 
beigefügten Gebietsabgrenzung ersichtlich. 

Die Satzung wird nach $ 10 Absatz 3 Satz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) bekannt gemacht. Mit der 
Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft. 

Es wird darauf hingewiesen, daß die Verletzung der in $214 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften dann unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Lehre geltend gemacht worden ist. Mängel der Abwägung 
werden ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 7 Jahren seit dieser Bekanntmachung gegenüber der 
Gemeinde Lehre geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist darzulegen. Auf die Vorschriften des $ 44 
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan 
eingetretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
wird hingewiesen. 

Die Satzung einschließlich der Begründung kann ab sofort von jedermann im Fachbereich I11 - Bauwesen, 
Umwelt - der Gemeinde Lehre in Lehre, Marktstraße 10, während der Sprechzeiten eingesehen werden. Auf 
Verlangen wird Auskunft über den Inhalt erteilt. 

Sprechzeiten: 
Montag 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
~ i e n s t a ~  08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Donnerstag 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 15.00 Uhr 
Freitag 08.30 Uhr bis 12.00Uhr 
Mittwoch nach telefonischer Terminabsprache möglich 

Lehre den 20.06.2002 

gez. Denneberg 

Bürgermeister 
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Bekanntmachunq 

der Genehmigung der 36. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Königslutter am Elm 

gemäß 5 6 Abs. 5. des Baugesetzbuches (BauGB) 

Die vom Rat der Stadt Königslutter am Elm in seiner Sitzung am 29.1 1.2001 beschlossene 36. 
Anderung des Flächennutzungsplanes wurde von der Bezirksregierung Braunschweig mit Verfü- 
gung vom 20.03.2002, Az.: 204.1.21 101 -5401 31-03611 987, gemäß § 6 des BauGB genehmigt. 

Die räumlichen Geltungsbereiche dieser Änderung und die Lage ist der mit dieser Bekanntma- 
chung ausgehängten Übersichtsskizze zu entnehmen. Der Plangeltungsbereich betrifft folgende 
Ortsteile der Stadt Königslutter am Elm: 

36.1 Beienrode 
36.2 Boimstorf 
36.4 Groß Steinum 
36.5 Lelm 
36.6 Rhode 
36.7 Rotenkamp. 

Gemäß § 6 (5) BauGB wird die Genehmigung hiermit öffentlich bekanntgegeben. Mit der Be- 
kanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Helrnstedt wird die 36. Anderung des Flächennut- 
zungsplanes rechtswirksam. 

Die 36. Anderung des Flächennutzungsplanes nebst Erläuterungsbericht liegt ab sofort im Bauarnt 
der Stadt Königslutter am Elm, Niedemhof 7, Zimmer 14, während der Dienststunden zu jeder- 
manns Einsicht aus. Jedermann kann über den Inhalt der Flächennutzungsplanänderung Auskunft 
erlangen. 

Hinweise: 

1. Es wird darauf hingewiesen, daß die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Bauge- 
setzbuches vom 03.09.1997 bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften dann unbeacht- 
lich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen- 
über der Stadt geltend gemacht worden ist. 

Mängel der Abwägung sind ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von sieben Jah- 
ren seit dieser Bekanntmachung gegenüber der Stadt Königslutter geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den 
Mangel der Abwägung begründen soll, ist darzulegen. 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches vom 
03.09.1997 über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögens- 
nachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsan- 
Sprüche wird hingewiesen. 

Königslutter am Elm, den 28.06.2002 

Stadt  Königslutter am Elm 
Der Stadtdirektor  
I m  Auftrage 

gez. Hötger 

Techn. Angestellter 
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143. Bekanntmachung der 
---- 

Verordnung über die 
Öffnungszeiten der Verkaufsstellen in der Stadt Schöningen anläßlich 

des Altstadtfestes am 01.09.2002 

Aufgnind des § 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Ladenschluß (LSchlG) vom 28.1 1.1956 
(BGBI. I S. 875) in Verbindung mit der Verordnung über die Regelung von Zuständigkeiten 
im Gewerbe- und Arbeitsschutzrecht sowie in anderen Rechtsgebieten (ZustVO GewAR 
2001) vom 25.09.2001 (Nds. GVBI. S. 615) und 3 40 Abs. 1 Nr. 4 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1996 (Nds. 
GVBI. S. 382) in den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Schöningen in seiner 
Sitzung am 17.06.2002 folgende Rechtsverordnung beschlossen: 

Aus Anlaß des Schöninger Altstadtfestes dürfen die Verkaufsstellen in der Stadt Schönin- 
gen am Sonntag, dem 01.09.2002, an den Fußgängerzonen Markt und Niedemstraße, dem 
verkehrsberuhigten Bereich Niedemstraße, der Baderstraße, der Bismarckstraße, der Hein- 
rich-Jasper-Straße, der Salzstraße und der Straße Neuetor abweichend von § 3 Abs. 1 Ziff. 
I LSchlG in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr für den geschäftlichen Verkehr geöffnet 
sein. 

Verkaufsstellen, die hiervon Gebrauch machen, müssen am unmittelbar vorhergehenden 
Samstag, dem 31.08.2002, ab 14.00 Uhr, geschlossen sein (§ 14 Abs. 1 Satz 2 LSchlG). 

§ 17 LSchlG sowie die Vorschriften des Niedersächsischen Feieriagsgesetzes, die Bestim- 
mungen des Arbeitszeitgesetzes, des Manteltarifverirages im Einzelhandel, des Jugendar- 
beitsschutzgesetzes und des Mutterschutzgesetzes sind zu beachten und einzuhalten. 

Auf die Ordnungswidrigkeitentatbestände gemäß 5 24 LSchlG und die Straftatbestände 
gemäß C, 25 LSchlG wird hingewiesen. 

Diese Verordnung tritt mit dem Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt für den Land- 
kreis Helmstedt in Kraft und am 01.09.2002, 24.00 Uhr, außer Kraft. 

Schöningen, den 17.06.2002 

Stadt Schöningen . - 

gez. Lübbe 

Bürgermeister 
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